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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Anlässlich der Beratung des neuen Verfassungsartikels über die Nationalbank im
Dezember fand im Nationalrat auch eine Debatte über die Verwendung der für die
Währungspolitik nicht mehr benötigten Goldreserven statt, mit denen unter anderem
auch die Solidaritätsstiftung finanziert werden soll. Bereits vor dieser Debatte hatte
SVP-Nationalrat Blocher (ZH) verkündet, dass er dafür kämpfen werde, den Erlös der
nicht mehr benötigten Goldreserven der Nationalbank (des „Volksvermögens“) für die
AHV und nicht für die Solidaritätsstiftung oder andere Zwecke einzusetzen. Ein
Sonderparteitag der SVP beschloss im Juni, eine entsprechende Volksinitiative
vorzubereiten. In der Parlamentsdebatte im Dezember unterlag ein entsprechender
Antrag Baumann (svp, TG). Durchgesetzt hat sich der Antrag der Kommissionsmehrheit,
den Entscheid über die Frage der Verteilung der Erträge bzw. der Ausgliederung der
nicht mehr benötigten Reserven offenzulassen und ihn der Gesetzgebung zuzuweisen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1998
HANS HIRTER

Landes- und Weltausstellungen

In der Sommersession musste das Parlament zum früher beschlossenen Kredit von 18
Mio Fr. für die Darstellung der Schweiz an der Weltausstellung 2000 in Hannover (D)
noch einen Nachtragskredit von 9,4 Mio Fr. bewilligen. Mit einem vom Nationalrat
überwiesenen Postulat Baumann (svp, TG; Po. 00.3377) wurde der Bundesrat
aufgefordert, einen Bericht über die Ursachen und die Verantwortlichkeiten für diese
massive Budgetüberschreitung vorzulegen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER

Wie bereits Ende 2001 angekündigt, musste der Bundesrat dem Parlament einen
weiteren Nachtragskredit (insgesamt den vierten) zugunsten der Expo beantragen.
Ohne die zusätzlichen 120 Mio Fr. Bundeshilfe hätte der unter Liquiditätsproblemen
leidenden Ausstellung ein Abbruch kurz vor der Eröffnung gedroht. Zudem schlug die
Regierung vor, eine bereits früher gewährte Defizitgarantie von 58 Mio Fr. in ein
Darlehen umzuwandeln. Damit erhöhten sich die Aufwendungen des Bundes für die
Expo (ohne die Kosten für die Beiträge der Departemente an die eigenen
Ausstellungsprojekte und für die Dienstleistungen der Armee) auf knapp 850 Mio Fr.
Wie bereits bei früheren Nachtragskrediten lehnten die Grünen und die SVP diese
zusätzlichen Finanzspritzen ab und beantragten Nichteintreten; zu ihnen gesellte sich
nun auch noch eine knappe Mehrheit der CVP-Fraktion. Der Nichteintretensantrag
wurde dank der geschlossenen Haltung der SP und der FDP mit 122:69 Stimmen
abgelehnt. Nachdem es auch im Ständerat nicht an kritischen Worten zum
Finanzmanagement der Expo-Verantwortlichen gefehlt hatte, stimmte die kleine
Kammer dem Zusatzkredit mit 31:2 Stimmen ebenfalls zu. Anschliessend überwies sie in
Postulatsform eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Baumann (svp,
TG), welche vom Bundesrat eine vollständige Transparenz über die Kosten und
Einnahmen der Expo verlangt. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2002
HANS HIRTER

Rechtsordnung
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Rechtshilfe

Der Nationalrat überwies im Einverständnis mit dem Bundesrat eine Motion Baumann
(svp, TG; Mo. 06.3240), welche verlangt, dass bei der Blockierung von
Vermögenswerten im Rahmen der internationalen Rechtshilfe periodisch die
Berechtigung der Fortführung der Blockierung überprüft wird. Er stimmte ebenfalls
einer Motion seiner WAK (Mo. 06.3005) zu, die den Bundesrat auffordert, mit einer
Revision die entsprechenden Rechts- und Amtshilfegesetze so auszugestalten, dass sie
genauere Definitionen der rechtsstaatlichen Anforderungen an die Gesuchsstaaten
und eine restriktive Regelung für die Untersuchungsaktivitäten ihrer Behörden in der
Schweiz enthalten. Er überwies ferner ein Postulat Gutzwiller (fdp, ZH; Po. 07.3459) für
einen Bericht, der darüber Auskunft geben soll, wie die Schweiz sicherstellen kann, dass
bei der Rückgabe von blockierten Geldern von ehemaligen Staatschefs an immer noch
undemokratische Staaten wirklich die Allgemeinheit und nicht nur die neuen
Machthaber davon profitieren. 4

MOTION
DATUM: 05.10.2007
HANS HIRTER

Der Ständerat lehnte die im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motion Baumann (svp,
TG; Mo. 06.3240) für eine periodische Überprüfung der Berechtigung der Fortführung
der Blockierung von Vermögenswerten im Rahmen der internationalen Rechtshilfe ab.
Er anerkannte zwar das Anliegen als berechtigt, wertete es aber als überholt, da in der
Zeit seit der Einreichung des Vorstosses das Bundesstrafgericht entschieden hatte,
dass solche regelmässigen Überprüfungen durchgeführt werden müssen. Als unnötig
beurteilte die kleine Kammer auch eine im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motion
seiner WAK (Mo. 06.3005), welche eine genaue Definition der rechtsstaatlichen
Anforderungen an die Gesuchsstaaten bei der internationalen Rechtshilfe verlangte.
Diese Bedingungen seien nach Ansicht des Ständerates sowohl in den nationalen
Gesetzen als auch in den internationalen Abkommen mit genügender Präzision
formuliert. 5

MOTION
DATUM: 11.03.2008
HANS HIRTER

Polizei

Die knappen Personalbestände des Grenzwachtkorps hatten in den letzten Jahren zu
einer Reduktion der Überwachungstätigkeit an der Grenze geführt. Die Kontrolle
beschränkte sich zunehmend auf Stichproben beim einreisenden Strassenverkehr und
auf die Beobachtung von besonders zur illegalen Einreise geeigneten Stellen der
sogenannten grünen Grenze. Nach Ansicht der SVP geht von dieser Reduktion eine
Gefährdung der inneren Sicherheit aus. Nationalrat Baumann (svp, TG) verlangte als
Gegenmassnahme mit einer Motion eine Personalaufstockung oder als Alternative dazu
den vermehrten Einsatz der Armee. Nachdem der Bundesrat darauf hingewiesen hatte,
dass auch eine massive Personalaufstockung eine lückenlose Grenzüberwachung nicht
erlauben würde, dass aber in Zusammenarbeit mit den Kantonen das Kontrollsystem
überprüft werde, lehnte der Rat die Motion ab; eine Motion Schmied (svp, BE), welche
eine derartige Überprüfung gefordert hatte, war kurz zuvor überwiesen worden. 6

MOTION
DATUM: 02.10.2000
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Eine parlamentarische Initiative Berberat (sp, NE) forderte eine Regulierung des
Zugangs von Lobbyisten zum Parlamentsgebäude. Mit einer Akkreditierung solle dem an
sich legitimen und für das Funktionieren einer Demokratie wichtigen Lobbyismus mehr
Transparenz verliehen werden. Der Zutritt soll – so die Forderung des Initianten – nicht
mehr lediglich zwei Personen pro Parlamentarier erlaubt sein, sondern eine
Akkreditierung unter bestimmten Massnahmen und noch zu bestimmenden
Voraussetzungen sollte es allen Vertretern von Interessengruppen ermöglichen, Zutritt
zum Parlament zu erhalten. Die staatspolitische Kommission des Ständerats empfahl,
der Initiative keine Folge zu geben. Die Transparenz sei seit der Veröffentlichung der
Liste mit den zugangsberechtigten Personen bereits wesentlich verbessert worden. Sie
warnte vor einer noch höheren Frequentierung des Parlamentsgebäudes. Bereits heute
würden sich ab und an zu viele Personen in den Vorzimmern des Ständerates aufhalten.
Eine Kommissionsminderheit machte geltend, dass die jetzige Situation – Lobbyisten
erhalten quasi als Gäste von Parlamentariern getarnt Zutritt – stossend sei. In der
Presse wurde gemutmasst, dass einzelne von Parlamentariern vergebene Badges gar
gegen Geld verkauft wurden. Eine knappe Mehrheit der kleinen Kammer (19 zu 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.2012
MARC BÜHLMANN
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Stimmen) entschied schliesslich, der Initiative keine Folge zu geben. Ausschlaggebend
war auch, dass sich die Ausformulierung der Kriterien für eine Akkreditierung als sehr
diffizil und bürokratisch erweisen könnte. Im Nationalrat reichte Andrea Caroni (fdp,
AR) kurz nach dem abschlägigen Entscheid der kleinen Kammer eine parlamentarische
Initiative mit ähnlicher Stossrichtung ein (12.430), die im Berichtsjahr von der SPK-NR
aber noch nicht behandelt wurde. Eine Verschärfung der Zugangsregelung verlangte
auch eine parlamentarische Initiative Minder (parteilos, SH) (12.401): seine Forderung,
Lobbyisten den uneingeschränkten Zugang ganz zu verbieten und die beiden Badges
nur noch persönlichen Mitarbeitern oder Familienmitgliedern abzugeben, wurde im Rat
mit 17 zu 22 Stimmen abgelehnt. Die knappe Mehrheit wurde jedoch als Unmut ob der
aktuellen Situation interpretiert. Schliesslich scheiterte auch eine Motion Baumann
(svp, TG) (11.4029), die strengere Regeln für ehemalige Parlamentsmitglieder verlangt
hätte. Altparlamentarierinnen und -parlamentarier geniessen einen privilegierten
Zugang zum Parlamentsgebäude und nutzen diesen nach ihrem Rücktritt auch für die
Vertretung von Interessen. Die im Nationalrat diskussionslos angenommene, im
Ständerat aber knapp (22:17 Stimmen) abgelehnte Motion hätte die Ausarbeitung einer
bis jetzt fehlenden Regelung für die Zutrittsberechtigung ehemaliger Ratsangehöriger
verlangt. Seit Anfang 2012 können zudem Kantone je einen Interessenvertreter mit
einem separaten Zutrittsausweis nach Bern schicken. Davon Gebrauch machten bisher
die Kantone Tessin, Genf, Waadt und Basel-Stadt. Ziel ist ein stärkerer Einfluss auf
Bundesebene. Schliesslich erliess der Bundesrat Ende November die neue Verordnung
über die Akkreditierung von Medienschaffenden, welche die Voraussetzungen,
Zuständigkeiten und Verfahren für die Zulassung von Medienschaffenden für das
Medienzentrum im Bundeshaus regelt und per 1.1.2013 in Kraft tritt. 7

Parlamentsorganisation

Die Sitzungszeiten während der Sessionen sind im Nationalrat seit 1974 unverändert:
Montag von 14.30 bis 19.00 Uhr, Dienstag von 8.00 bis 13.00 Uhr, Mittwoch von 8.00 bis
13.00 und 15.00 bis 19.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 13.00 Uhr und in der letzten
Sessionswoche von 15.00 bis 19.00 Uhr sowie am Freitag der letzten Sessionswoche von
8.00 bis 11.00 Uhr. Bei grosser Geschäftslast oder dringlichen Geschäften können auch
Nachtsitzungen von 19.00 bis 22.00 Uhr einberufen werden. Im Ständerat beginnen die
Sitzungen seit 2007 am Morgen jeweils um 8.15 Uhr. Zwar wollte damals auch der
Nationalrat den Sitzungsbeginn anpassen, ein von der grossen Kammer gutgeheissener
Ordnungsantrag von J. Alexander Baumann (svp, TG) verhinderte dies jedoch. Mit einer
Ende 2014 eingereichten parlamentarischen Initiative verlangte Maria Bernasconi (sp,
GE) einen Sitzungsbeginn entsprechend dem ständerätlichen Stundenplan –  also
ebenfalls um 8.15 Uhr. Ihre Begründung beruht dabei weniger auf einer Harmonisierung
der Sitzungszeiten als vielmehr in der Anpassung an den Umstand, dass immer mehr
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Elternpflichten hätten: Ein um 15 Minuten
nach hinten verschobener Sitzungsbeginn am Morgen sei vor allem hinsichtlich der
Ankunftszeiten der Züge familienverträglicher. 
Das Büro des Nationalrates (Büro-NR) gab der Initiative Ende August 2015 Folge und
nahm sich einer Reform des Geschäftsreglements des Nationalrates an.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.08.2015
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

Nach sehr kritischen Artikeln in den Medien über die Ermittlungsmethoden von
Bundesanwalt Valentin Roschacher geriet dieser unter massiven Druck. Bundesrat
Blocher ordnete aufgrund dieser Berichte am 5. Juni eine ausserordentliche
Untersuchung an. Diese konzentriere sich auf führungstechnische, finanzielle und
organisatorische Fragen, für deren Kontrolle nach geltender Ordnung das EJPD
zuständig ist. Das Bundesstrafgericht als Kontrollinstanz für inhaltliche Belange leitete
gleichzeitig eine fachliche Überprüfung der Arbeit der Bundesanwaltschaft ein. Diese
Analysen konstatierten strukturelle und organisatorische Mängel, hingegen keine
Verfehlungen der Bundesanwaltschaft und ihres Leiters. Anfang Juli erklärte
Roschacher seinen Rücktritt auf Ende Jahr; die operative Führung gab er sofort ab. (Zu
den Untersuchungen von Bundesrat Blocher siehe auch die Frage Vischer (gp, ZH)
(06.5121) und die Interpellation Baumann (svp, TG) (06.3154)). 8

ANDERES
DATUM: 29.09.2006
HANS HIRTER
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Der Nachfolger von Bundesanwalt Roschacher, Erwin Beyeler geriet mit dem Fall
Holenweger in die Kritik. Darüber hinaus sorgte auch sein Vorschlag, drei Ausländer zu
Staatsanwälten zu befördern, für Unmut. Doris Fiala (fdp, ZH) reichte in der Folge eine
in den bürgerlichen Parteien breit abgestützte Motion ein, die verlangt, dass
Kaderstellen in der Bundesanwaltschaft nur von Personen mit Schweizer Bürgerrecht
besetzt werden (10.3966). Noch weiter geht eine Motion Baumann (svp, TG), die
verlangt, dass sämtliche Träger hoheitlicher Gewalt Schweizer sein müssen. Beide
Vorstösse wurden im Berichtsjahr noch nicht behandelt. Noch im Sommer hatte das
Parlament mit dem Strafbehördenorganisationsgesetz bestimmt, dass der Schweizer
Pass lediglich für den Bundesanwalt und seine Stellvertreter Bedingung ist. Das neue
Bundesgesetz über die Organisation der Strafbehörden sieht zudem vor, dass nicht
mehr der Bundesrat, sondern der Bundesanwalt selber für Beförderungen und
Einstellungen zuständig ist.

Die Kritik am Bundesanwalt ist auch deshalb brisant, weil befürchtet wird, dass die neu
verfügte Wahl des Bundesanwalts durch das Parlament stark politisch werde. Darüber
hinaus hat die Wahl auf die neue Legislatur hin zu erfolgen, also voraussichtlich in den
der Wahl von National- und Ständerat vorausgehenden Wochen. 9

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Den 2010 aufgrund des Unmutes über die vorgeschlagene Einstellung von drei
Ausländern als Staatsanwälte eingereichten Vorstössen zur Einführung der Bedingung
der Schweizer Staatsbürgerschaft für die Besetzung von Kaderstellen in der
Bundesanwaltschaft wurden unterschiedliche Schicksale zuteil. Die Diskussion zur
Motion Fiala (fdp, ZH) (10.3966) wurde verschoben und die Motion Baumann (svp, TG)
wurde diskussionslos abgelehnt. 10

MOTION
DATUM: 17.06.2011
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Auf den 17 eingereichten Listen im Kanton Thurgau kandidierten 102 Personen. Nicht
nur die Kandidierendenzahl hatte damit im Vergleich zu 2007 stark zugenommen (75),
sondern auch die Listenzahl (14), was sich durch den erstmaligen Antritt der BDP und
der GLP erklären lässt. Auch im Kanton Thurgau war der Frauenanteil unter den
Kandidierenden rückläufig. Waren 2007 noch zwei Fünftel Frauen, fiel der Anteil 2011
auf 35,3%. Von den sechs Sitzen waren durch den Rücktritt von J. Alexander Baumann
(svp) und Werner Messmer (fdp) zwei vakant. Während sowohl die FDP als auch die SVP
im Gegensatz zu vor vier Jahren den Alleingang wählten, verbanden sich die Grünen mit
der SP. Darüber hinaus kam es zu einer grossen Listenverbindung zwischen den neuen
(BDP, GLP) und den alten kleinen Parteien (EVP und EDU). 

Die Hypothek der FDP, ihren vakanten Sitz ohne Hilfe der SVP verteidigen zu müssen,
wog für die Freisinnigen zu schwer. Ihr Wähleranteil sank zwar nur von 12,1% (2007) auf
11,2% (2011), sie mussten ihren Sitz aber trotzdem an die GLP abgeben. Diese machte
zwar lediglich 5,2%, da allerdings auch die BDP (5,%), die EVP (2,9%, +0,1
Prozentpunkte) und die EDU (3,5%, +0,9 Prozentpunkte) Stimmen erzielten, gewann sie
den Sitz dank der letztlich für sie geschickten Listenverbindung. Den ehemaligen Sitz
von Werner Messmer (fdp) nahm neu Thomas Böhni (glp) ein. Die Grünen verloren 3,2
Prozentpunkte und kamen auf 7% Wähleranteil, was nicht für einen Sitz reichte. Die SP
konnte im Thurgau hingegen leicht zulegen (12,1%, +0,4 Prozentpunkte) und ihren Sitz
damit verteidigen. Dies schaffte auch die CVP, die einen Verlust von 0,8
Prozentpunkten zu verkraften hatte (neu: 14,4%). Für die wiedergewählte, im zweiten
Wahlgang aber in den Ständerat bestellte Brigitte Koller-Häberli (cvp) zog neu der
körperlich schwerstbehinderte Christian Lohr nach Bern. Mit Abstand stärkste Partei im
Thurgau blieb trotz einem Verlust von 3,6 Prozentpunkten die SVP, welche 38,7% der
Thurgauer Wählerschaft hinter sich wusste und ihre drei Sitze damit locker verteidigen
konnte. Markus Hausammann ersetzte den zurück getretenen Baumann. Somit fand sich
unter den Thurgauer Abgeordneten mit Edith Graf-Litscher (sp) nur noch eine Frau
(2007: 2 Frauen). Die Wahlbeteiligung war 2011 mit 46,7% praktisch gleich hoch wie
2007 (46,9%). 11

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Landesverteidigung

Militäreinsätze

Le parlementaire Alexander Baumann (udc, TG) a, par le biais d’une motion (Mo.
99.3126), exigé des mesures afin de garantir plus efficacement la sécurité aux
frontières et d’éviter que l’armée ne doive par trop intervenir dans des affaires de
compétence cantonale. La motion n’a pas été suivie par la Chambre du peuple qui l’a
rejetée par 65 voix contre 56. A cette occasion, le Conseil fédéral a annoncé qu’il allait
examiner la création d’une unité mobile composée d’une centaine de garde-frontières
et de garde-fortifications. D’ici 2002, ce corps national pourrait prêter main forte aux
cantons, principalement dans le cadre de la sécurité et du contrôle des frontières, mais
aussi en vue de la protection de bâtiments et de personnes. Par le biais d’un postulat
(Po. 00.3378), Alexander Baumann est revenu à l’assaut pour demander que le Corps de
garde-frontières actuel bénéficie de nouvelles conditions de travail, notamment par
l’adaptation de son effectif et des salaires au regard des tâches imparties. Ce postulat a
été accepté par le Conseil fédéral et transmis par la Chambre basse. 12

MOTION
DATUM: 15.12.2000
FRANÇOIS BARRAS

Militärorganisation

A la Chambre du peuple, le parlementaire Alexander Baumann (udc, TG) a lancé un
débat sur un supposé effritement de neutralité politique au sein du corps des
officiers. Dans ce qu’il a nommé un «endoctrinement politique», le conseiller national
a stigmatisé l’aspect partial des présentations et des conférences tenus par les
commandants des grandes unités lors de leurs rapports. Au cours de ces présentations,
certains discours auraient véhiculés des opinions sur la ligne politique a adopter, en
particulier vis-à-vis du référendum contre les missions à l’étranger des soldats suisses
armés. Le Conseil fédéral a rappelé que la liberté d’expression des militaires doit être
respectée et ne peut être assimilée à un endoctrinement, même si les opinions émises
ne doivent avoir pour but de créer une polémique entre partis. 13

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 23.06.2000
FRANÇOIS BARRAS

Malgré l’absence de soutien des partis gouvernementaux, les signatures pour les
référendums (armée et protection civile) ont été déposées lors de la deuxième moitié
du mois de janvier. Le camp des opposants conservateurs s’est amenuisé au fil de la
campagne et la gauche s’est en grande partie désintéressée de l’objet. Cette dernière
s’est concentrée sur les thèmes à teneur plus sociale au menu de la votation de mai. Le
camp conservateur s’est trouvé diminué par les divisions internes de l’UDC. Ce parti a
finalement accepté le projet en assemblée, principalement grâce à l’engagement de son
conseiller fédéral Samuel Schmid, en charge du dossier. De nombreuses sections
cantonales ont toutefois rejeté Armée XXI. Quant à l’ASIN, d’ordinaire prompte à
combattre tout projet de réforme de la défense nationale ou marquant une volonté
d’ouverture du pays, son comité a décidé de ne pas donner de mot d’ordre et de ne pas
soutenir financièrement les opposants. Le manque de moyens du principal comité
opposé à la réforme (Bürgerkomitee für eine unabhängige und leistungsfähige
Milizarmee in einer neutralen und sicheren Schweiz), dirigé par l’ancien divisionnaire
Hans Wächter, et la difficulté de coordonner l’action des nombreux groupes le
composant ont été soulignés par de nombreux commentateurs. Début avril, un «
Comité fédéral pour une Suisse souveraine, neutre et démocratique », regroupement
d’organisations proches des milieux conservateurs, a condamné une dérive politique
vers l’OTAN et la création de dépendances techniques et organisationnelles par rapport
à l’étranger. De plus, la capacité de la nouvelle armée à défendre l’intégralité du
territoire a été mise en question. En fin de campagne de votation, durant la dernière
semaine d’avril, un comité de parlementaires, présidé par le conseiller national
Thurgovien Alexander Baumann (udc) et composé d’une dizaine de députés, est venu
renforcer le camp de l’opposition. Ils ont rappelé le danger que représentait le projet
pour la milice, ainsi que le risque d’aboutir à une armée à deux classes. Ils ont en outre
prétendu que les coûts allaient exploser et qu’à terme c’était l’entrée dans l’OTAN qui
était visée par le DDPS. Les rangs de l’opposition parlementaire étaient nettement plus
réduits que lors du vote au plénum. Sur les 18 UDC qui avaient refusé le projet au
parlement, ils n’étaient plus que huit dans ce comité. On y trouvait la frange la plus
conservatrice du parti représentée par le Zurichois Ulrich Schlüer, accompagné du
président de l’ASIN Hans Fehr, de Toni Bortoluzzi (ZH) ou encore de Christoph Mörgeli
(ZH). L’unique député des Démocrates suisses, le bernois Bernhard Hess, ainsi que le
représentant de l’Union démocratique fédérale, le bernois Christian Waber, s’étaient
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associés à cette démarche. De nombreux poids lourds de l’UDC, tels le président du
parti Ueli Maurer ou Christoph Blocher, malgré leur opposition aux changements
législatifs, ne figuraient pas dans ce comité, de même qu’aucun romand. Il convient de
préciser que la gauche, au sein de laquelle se trouvaient certains opposants, avait
d’emblée refusé d’être associée à un tel comité parlementaire.
Le conseiller fédéral Samuel Schmid, ainsi que des représentants des gouvernements
cantonaux, ont lancé la campagne à l’occasion d’une conférence de presse organisée à
la mi-février. Ils ont rappelé qu’Armée XXI était le meilleur compromis pour avoir une
défense nationale moins chère, moderne, plus souple et répondant aux menaces de
son temps. Ils ont également rappelé que la coopération internationale ne remettait pas
en cause la neutralité. Ils ont souligné que la formation serait améliorée, avec des cours
de répétition à un rythme annuel. De plus, l’abaissement de l’âge de libération,
combiné au raccourcissement de la formation des cadres, devraient faciliter le
recrutement de volontaires pour un service d’avancement. Le chef du DDPS a
également défendu la réorganisation de la protection civile et estimé que la meilleure
coopération entre les institutions chargées de la sécurité (polices, pompiers, services
sanitaires, protection civile) justifiait le soutien aux modifications légales. Le conseiller
d’Etat valaisan Jean-René Fournier (pdc), président de la Conférence des directeurs
cantonaux des affaires militaires, a fait part de l’appui des 26 cantons aux deux projets
de réformes, estimant qu’ils prenaient en compte la limitation croissante des
ressources financières et les structures fédéralistes de la Suisse.
Un comité favorable aux réformes, intitulé « 2 x oui pour l’Armée XXI et pour la
protection de la population » et fort de 116 parlementaires bourgeois, s’est présenté
aux médias à la fin du mois de février. Outre les arguments de l’efficacité et de la
modernité, les avantages de la réduction des jours de service pour les vies familiales et
professionnelles ont été mis en exergue. La capacité de cette nouvelle structure à faire
face aux nouvelles menaces (terrorisme, extrémisme) a également été invoquée. Les
délégués du parti socialiste ont recommandé de voter blanc à la réforme Armée XXI.
Trois sections cantonales ont cependant accepté Armée XXI (Fribourg, Neuchâtel,
Thurgovie). L’Assemblée des délégués de l’UDC s’est laissée convaincre par son
conseiller fédéral Samuel Schmid, même si elle n’a accepté la réforme de l’armée que
de justesse (165 voix contre 161). Douze sections cantonales et les Jeunes UDC se sont
en outre opposés à la réforme de l’armée. Le PRD et le PDC ont recommandé
l’approbation des projets. Au sein du parti écologiste, les délégués se sont montrés plus
réceptifs aux changements proposés, alors que le groupe parlementaire avait
nettement refusé le texte (8 non et une abstention), et ont recommandé de voter blanc.
La composition du comité référendaire, principalement des personnalités
conservatrices et des officiers à la retraite, a poussé les écologistes à ne pas rejoindre
le camp des opposants. Concernant la loi sur la protection de la population, les prises
de position des partis et associations ont peu varié par rapport à celles sur Armée XXI. 
Les deux réformes ont été largement soutenues par la population et par l’unanimité des
cantons. Celle de l’armée a été acceptée par 76% des votants. Celle de la protection de
la population l’a été encore plus largement avec 80% d’approbation. Cette dernière n’a
été que marginalement présente dans le débat. Bien que la majorité des cantons n’était
pas requise, le résultat illustre le large soutien populaire aux réformes, même dans les
cantons considérés comme plus conservateurs. Les cantons de Berne, Fribourg, Vaud
et Neuchâtel ont été les plus enthousiastes et ont accepté Armée XXI à plus de 80%
alors qu’Uri (63% de oui), Schaffhouse (62%) et Schwyz (60%) ont été les plus
sceptiques. La plus forte résistance constatée dans les cantons périphériques peut
s’expliquer par les conséquences de la réorganisation de l’armée. La fusion de places
d’armes, la centralisation des arsenaux ou l’affaiblissement de l’ancrage territorial des
troupes étaient de nature à les rendre méfiants. L’ancien divisionnaire Hans Wächter,
responsable du principal comité d’opposants, a estimé que c’était la fin de la Suisse «
telle que nous la connaissons ». Le conseiller national UDC thurgovien Alexander
Baumann, chef de fil du comité parlementaire défavorable aux réformes, a fustigé la
propagande d’Etat, à hauteur de plusieurs millions de francs, menée par le DDPS. Ce
dernier a répliqué que l’information aux soldats aurait également été faite sans
référendum. De nombreux commentateurs ont souligné l’importance de l’engagement
de Samuel Schmid dans la campagne. Par la sobriété de ses interventions et sa capacité
à convaincre les régions périphériques qu’elles ne seraient pas les grandes perdantes
de ces changements, le ministre de tutelle est parvenu à neutraliser bon nombre
d’oppositions. 

Modification de la loi sur l’armée et l’administration militaire. Votation du 18 mai
2003.
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Participation: 50% 
Oui: 1 718 452 (76,0%) 
Non: 541 577 (24,0%) 

Mots d'ordre: 
– Oui: PDC, PRD, UDC (12*), PCS, PEV, PL; Economiesuisse, USP, UCAPS, USAM, USS. 
– Non: DS, PSL, UDF, PdT. 
– Blanc: PS (3*), PE. 
– Liberté de vote: Lega. 
– Pas de mot d’ordre: CSC. 
* Recommandations différentes des partis cantonaux.

L'analyse VOX a montré que même les sympathisants de l’UDC ont majoritairement
soutenu les réformes et accepté celle de l’armée à 64% et de la protection de la
population (71%). Les sympathisants des autres partis gouvernementaux l’on fait encore
plus nettement : 77% d’approbation d’Armée XXI par les socialistes (81% pour la
protection de la population) contre 87% par les radicaux (88%) et 91% par les
démocrates-chrétiens (93%). Au niveau des caractéristiques sociales et politiques
ayant joué un rôle dans l’orientation du vote, le clivage entre défenseurs de valeurs
modernistes ou traditionalistes s’est révélé significatif. Les citoyens estimant défendre
une Suisse moderne ont accepté Armée XXI à 83% (86% pour la protection de la
population) alors que ceux se réclamant d’une Helvétie gardienne des traditions ne
l’ont fait qu’à 63% (68%). Le critère de la confiance dans le gouvernement semble
également avoir eu un impact sur le niveau de soutien aux projets. Contrairement aux
scrutins précédents sur l’armée, la ligne de conflit entre ses opposants et ses partisans
ne semble pas avoir joué de rôle, les niveaux de soutien des deux camps étant très
proches. Les commentateurs ont estimé que la nature des objets permettait de
comprendre le peu de différences. La question ne concernait ainsi pas l’existence de
l’institution mais uniquement le maintien d’une structure, l’Armée 95, jugée dépassée
par les deux camps. 14

Malgré les vives oppositions rencontrées, la CPS-CN s’est prononcée en faveur du
nouveau concept de stationnement de l’armée. La commission, consciente du fait que
de nombreux emplois disparaîtraient avec la mise en œuvre de ce dernier (2500
emplois d’ici 2010), a cependant déclaré que cela était le prix à payer pour le maintien
d’une armée performante. De leur côté, les conseillers aux Etats Hermann Bürgi (udc,
TG) et Philipp Stähelin (pdc, TG), de même que les conseillers nationaux thurgoviens
UDC Alexander Baumann, Peter Spuhler et Hansjörg Walter, se sont mobilisés en faveur
du maintien de la place d’armes de Frauenfeld (TG). Plus de 15'000 personnes ont signé
une pétition contre cette fermeture. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.04.2005
ELIE BURGOS

Plusieurs interventions parlementaires ont également été déposées en relation avec
les nouvelles mesures proposées par le DDPS. Parmi celles-ci, un postulat du conseiller
national Baumann (udc, TG) (Po. 05.3460) a demandé au Conseil fédéral de remettre au
parlement un rapport intermédiaire sur la politique de sécurité avant de mettre en
œuvre les mesures de transformation de l’armée décidées au mois de mai. Le conseiller
national a estimé que les nouvelles priorités fixées par le Conseil fédéral à l’armée
n’étaient pas suffisamment justifiées, et que ce dernier se devait d’expliquer en détails
de tels changements de stratégie, les conséquences qui en résultaient, de même que
les nouveaux objectifs et les moyens qui permettraient de les atteindre. Une des
principales inquiétudes des parlementaires était que le gouvernement les tienne à
l’écart de la conception et/ou de l’approbation de ces nouvelles mesures. Dans sa
réponse à une interpellation de la groupe de l'udc (Ip. 05.3240), le Conseil fédéral a
précisé que les étapes de développement planifiées ne requéraient pas de
modifications de lois formelles – notamment de la loi fédérale sur l’armée et
l’administration militaire (LAAM) –, mais qu’il s’efforcerait d’intégrer les milieux publics,
le parlement et les partis politiques dans les travaux sous une autre forme. Le
gouvernement a déclaré en outre que la réalisation de certaines décisions impliquerait
la modification de l’ordonnance sur l’organisation de l’armée, et qu’il procéderait dans
ce contexte à une consultation avant que le message ne soit approuvé à l’intention du
parlement. 16

POSTULAT
DATUM: 19.10.2005
ELIE BURGOS
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Ausrüstung und Beschaffung

Le Conseil fédéral a publié en septembre son message concernant le soutien au
désarmement chimique universel. C’est une motion du conseiller aux Etats jurassien
Pierre Paupe (pdc) (Mo. 00.3519), déposée en octobre 2000, qui est à l’origine de ces
propositions gouvernementales. Il se compose d’un projet de loi fédérale sur le soutien
à l’élimination et à la non-prolifération des armes chimiques et d’un projet d’arrêté
fédéral relatif au soutien au désarmement chimique universel. Le premier objet
constitue la base juridique qui permet l’introduction du crédit-cadre prévue dans le
deuxième. Ce crédit-cadre de CHF 17 millions d’une durée de 5 ans est destiné à la
destruction des armes chimiques de la Fédération de Russie. Une minorité de la
Commission de la politique de sécurité (CPS) du Conseil national, emmenée par Ulrich
Schlüer (udc, ZH), a demandé le renvoi de la proposition au gouvernement. Elle estimait
qu’un appui sous forme d’expertise du laboratoire AC de Spiez, pour un maximum de
CHF 4 millions, suffisait et que ce montant devait être retiré de l’aide aux pays
d’Europe centrale et orientale. La Chambre basse a cependant suivi la majorité de la
CPS pour l’entrée en matière pour ensuite largement accepter la loi et l’arrêté fédéral
(Les seuls CN à avoir refusé les deux objets étaient Schlüer et Mörgeli (udc, ZH),
auxquels s’ajoutaient Kaufmann (udc, ZH) pour l’arrêté fédéral et Alexander Baumann
(udc, TG) pour la loi). 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2002
ROMAIN CLIVAZ

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Bundesgerichtsurteile im Zusammenhang mit kritischen Medienberichten über
einzelne Produkte hatten bei Medienschaffenden und
Konsumentenschutzorganisationen zu Zweifeln an der Tauglichkeit des Gesetzes über
den unlauteren Wettbewerb, auf das sich die Richter abgestützt hatten, geführt.
Gemäss dem Bundesgericht darf in den Medien auch sachlich begründete Kritik an
einem Produkt nur dann geübt werden, wenn gleichzeitig ebenfalls negative Aspekte
von Konkurrenzprodukten erwähnt werden. Mit einer parlamentarischen Initiative hatte
deshalb Nationalrat Vollmer (sp, BE) eine Revision dieses Gesetzes verlangt.
Insbesondere forderte er, dass diese Bestimmungen nicht mehr auf Personen
anwendbar sind, die im redaktionellen Teil von Medien publizieren und nicht in
Wettbewerbsabsicht handeln. Die vorberatende Kommission teilte die Ansicht
Vollmers, dass die geltenden Bestimmungen die Meinungsäusserungsfreiheit in
unbefriedigender Weise beeinträchtigen und beantragte, der Initiative Folge zu geben.
Sie drang mit ihrem Antrag jedoch nicht durch. Das Plenum folgte mit 73:67 Stimmen
dem Ablehnungsantrag der von Baumann (svp, TG) angeführten
Kommissionsminderheit. Diese argumentierte, dass das neue Medienstrafrecht
genügend Möglichkeiten für eine rechtskonforme kritische Information bieten würde. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1999
HANS HIRTER

Die Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung
der Zulassungsprüfungen und Deklarationsvorschriften anderer Länder, auch wenn
deren Bestimmungen von den landeseigenen abweichen) im Warenverkehr mit der EU
wurde weiterhin gefordert. Angesichts der Widerstände in der EU, ein entsprechendes
gegenseitiges Abkommen mit der Schweiz abzuschliessen, machte sich namentlich die
FDP stark für eine einseitige Einführung durch die Schweiz. Der Nationalrat überwies
wie im Vorjahr der Ständerat die Motion Hess (fdp, OW; 04.3473) für die einseitige
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU, falls mit der EU keine
Einigung zustande kommt. Auch die Wettbewerbskommission stellte sich hinter diese
Forderung. Ein Teil der Wirtschaft und einige Politiker befürchten allerdings Nachteile
für die einheimischen Produzenten, wenn sich diese weiterhin an die schweizerischen
Vorschriften aus den Bereichen des Umweltschutzes oder der
Konsumenteninformation halten müssen, die Importgüter aber davon befreit sind. So
müssen etwa in der Schweiz obligatorische Warnhinweise auf Konsumgütern in den drei
Landessprachen Deutsch, Französisch und Italienisch angebracht sein, gemäss dem
Cassis-de-Dijon-Prinzip könnten aber auch Güter mit bloss einsprachiger
Warnbeschriftung importiert werden. In einer verwaltungsinternen Vernehmlassung
verlangten Bundesstellen zuerst etwa 130 und in einer zweiten Runde dann noch gut
100 Ausnahmen. Der Nationalrat überwies ein Postulat Baumann (svp, TG; 06.3151),
welches vom Bundesrat eine Liste mit allen von der schweizerischen Norm

MOTION
DATUM: 30.11.2006
HANS HIRTER
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abweichenden EU-Regeln für den Verkauf von Konsumgütern fordert. Im Herbst gab
Bundesrätin Leuthard bekannt, dass sie eine Revision des Gesetzes über technische
Handelshemmnisse eingeleitet habe, und gegen Jahresende wurde ein Vorentwurf dazu
in die Vernehmlassung gegeben. Dieser sieht einerseits als Schutzmassnahmen bei der
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips vor, dass sich inländische Hersteller, die auch
für den Export in einen EU-Staat produzieren, in Zukunft für den Verkauf in der Schweiz
an den Vorschriften dieses Landes orientieren dürfen. Andererseits sollen einige
wenige umwelt- oder gesundheitspolitisch begründete Ausnahmen vom Cassis-de-
Dijon-Prinzips gelten. 19

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Analog zum Beschluss anlässlich der Totalrevision der Bundesverfassung schrieb der
Nationalrat gegen den Widerstand der SP der Nationalbank vor, dass sie einen,
allerdings nicht näher spezifizierten Teil ihrer Reserven in Gold halten müsse. Eine
ganze Reihe von Minderheitsanträgen lag zur Frage der Verwendung derjenigen Mittel
(sowie deren Erträge) vor, die nach der Aufhebung der Goldbindung nicht mehr für die
Reservenbildung benötigt werden. Hier spielte insbesondere auch das im Frühjahr 1997
vom Bundesrat vorgestellte Projekt einer Solidaritätsstiftung hinein, die ja aus einem
Teil dieser nicht mehr benötigten Mittel gespiesen werden soll. Klar gegen diese
Stiftung richtete sich ein Antrag Baumann (svp, TG), der verlangte, dass diese Gelder
vollumfänglich von der Nationalbank in den AHV–Fonds zu überweisen seien. Die SP
unterstützte einen Antrag Jans (sp, ZG), der auf Verfassungsstufe festhalten wollte, dass
die Erträge dieser Mittel hauptsächlich für die Sozialversicherungen zu verwenden
seien; die Zuweisung eines Teils davon an die Solidaritätsstiftung wäre aber nicht
ausgeschlossen. Etwas weniger weit ging ein Antrag Rychen (svp, BE), der lediglich
festhalten wollte, dass ein Teil der Erträge für die Fort– und Weiterbildung zu
verwenden sei, sonst aber dem Gesetzgeber freie Hand lassen wollte. Durchgesetzt hat
sich letztlich der von der FDP und der CVP unterstützte Antrag der
Kommissionsmehrheit, der den Entscheid über die Frage der Verteilung der Erträge
bzw. der Ausgliederung der nicht mehr benötigten Reserven offenliess und ihn der
Gesetzgebung zuwies. In der Gesamtabstimmung wurde der neue Währungsartikel mit
95:57 angenommen; die Opposition kam von der SP und der GP, welche damit noch
einmal gegen die Zielsetzung der Geld– und Währungspolitik protestierten. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1998
HANS HIRTER

Börsen

Das Parlament verabschiedete im Berichtsjahr die Teilrevision des Börsengesetzes,
welche die Amtshilfe zwischen der schweizerischen Börsenaufsicht und den
Aufsichtsgremien ausländischer Börsen erleichtert. Dieser Informationsaustausch wird
neuerdings auch ohne vorherige Bewilligung durch die Bankenkommission möglich sein,
wenn er der Durchsetzung der Börsenreglemente dient. Der Nationalrat lehnte mit 121
zu 40 Stimmen einen Nichteintretensantrag Schwander (svp, SZ) ab, dem erstens der
Informationsaustausch zu weit ging und der zweitens mangelnde Vorkehrungen gegen
eine unerwünschte Weitergabe von Informationen durch ausländische Behörden
monierte. Im Zentrum seiner Kritik stand die Praxis der US-Börsenbehörden, die Namen
von Personen zu publizieren, gegen welche ermittelt wird. Unterstützt worden war
Schwander vom SVP-Vertreter Baumann (TG), der mit der Ablehnung auch ein Zeichen
gegen die von ihm vermutete generelle Nachgiebigkeit der Schweiz gegenüber
Forderungen der USA setzen wollte. Im Ständerat gab es mehr Verständnis für die
Bedenken von Schwander. Mit knappem Mehr nahm der Rat eine Bestimmung auf,
welche die Amtshilfe nur zulässt, wenn die ersuchende Behörde an ein Amts- oder
Berufsgeheimnis gebunden ist (was die Veröffentlichung von mittels Amtshilfe erlangter
Informationen ausschliessen würde). Zudem verlängerte er die Einsprachefrist von 10
auf 20 Tage. In der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat an seiner Fassung fest
und setzte sich damit auch in der kleinen Kammer durch. Dabei wurde in beiden Räten
betont, dass bei Nichtanerkennung dieser amerikanischen Publikationspraxis ein
Ausschluss der schweizerischen Banken von den Börsen der USA drohe. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Versicherungen

Einen besseren Schutz der Kunden, welche eine Lebensversicherungen abschliessen,
bei der sie am Gewinn der Versicherungsgesellschaft partizipieren, verlangte
Nationalrat Baumann (svp, TG) mit einer als Postulat überwiesenen Motion. Demnach
sollen Versicherungsgesellschaften, welche diesen Überschussbonus als
Verkaufsargument einsetzen, gesetzlich verpflichtet werden, ihre Kunden detailliert
über den Geschäftsgang zu informieren und die Höhe des ausgeschütteten Bonus zu
begründen. 22

MOTION
DATUM: 13.12.2002
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Auf Antrag des Bundesrates verwarf der Nationalrat eine Motion Baumann (svp, TG),
welche nur definitiv erfolgte Vermögenszuflüsse als Einkommen besteuern wollte.
Besonders im Zusammenhang mit der Besteuerung der Einkünfte aus so genannten
Schneeballsystemen dränge sich gemäss Baumann ein gesetzgeberisches Handeln auf,
damit betrogene Sparer zusätzlich zum Verlust nicht noch Steuern zu bezahlen hätten.
Gemäss Bundesrat habe die WAK-SR vor zwei Jahren diesen Sachverhalt geprüft, aber
darauf verzichtet, eine Gesetzesänderung vorzunehmen. 23

MOTION
DATUM: 09.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturgefahren

Les catastrophes naturelles de l’hiver ont fait l’objet de diverses interventions
parlementaires. Notamment, une motion Jenny (udc, GL) a été transformée en postulat
par le Conseil des Etats. Elle charge le gouvernement de présenter un arrêté fédéral
permettant aux cantons et aux communes d’obtenir un soutien matériel pour la
réparation des dommages causés par les catastrophes aux zones boisées et aux terres
cultivées. Le Conseil fédéral a répondu vouloir subordonner l’opportunité d’adresser
un message spécial au parlement à l’examen d’une vue d’ensemble des dégâts et des
conséquences financières, en collaboration avec les cantons. Un inventaire des besoins
devra être élaboré avant de déterminer si un crédit particulier doit être présenté, a
estimé l’exécutif. Une motion Föhn (udc, SZ) d’un contenu identique a également été
transformée en postulat par le National (Mo. Föhn,99.3036). Le même sort a été réservé
à une motion Columberg (pdc, GR) demandant à l’exécutif de prendre des mesures
pour protéger les habitations et les voies de communication menacées par les
avalanches et de proposer au parlement l’octroi de crédits inscrits au budget ou des
crédits supplémentaires (Mo. Columberg, 99.3017). La grande Chambre a également
transmis un postulat Baumann (udc, TG) invitant le gouvernement à prendre des
mesures pour soutenir les populations des régions touchées par les avalanches (Po.
Baumann, 99.3346). 24

MOTION
DATUM: 16.06.1999
LAURE DUPRAZ

Allgemeiner Umweltschutz

Adoptée par les Chambres fédérales en 1995, la révision de la loi sur la protection de
l'environnement (LPE) est entrée en vigueur au 1er juillet de l'année sous revue. L'une
des principales innovations consacrées par la nouvelle LPE - à savoir l'instauration
d'une taxe incitative sur les composés organiques volatils (COV) - ne sera toutefois
effective qu'à partir du 1er janvier 1999, en raison des critiques émises à l'encontre du
projet d'ordonnance d'exécution y relatif. Portant sur l'opportunité même de prélever
une taxe sur ces composés chimiques ainsi que sur les modalités de redistribution du
produit qui pourrait ainsi être dégagé, les attaques des milieux industriels contre le
projet des autorités fédérales ont été relayées à l'échelon parlementaire via le dépôt
d'un postulat Baumann (udc, TG). Cosigné par 100 députés, ce texte a en effet invité le
gouvernement à reporter l'entrée en vigueur de l'ordonnance sur les COV ainsi que le
prélèvement de la taxe, jusqu'à ce que l'économie suisse connaisse une reprise durable
qui lui permette de supporter ces nouvelles charges. Face à cette pression des milieux
économiques et politiques, le Conseil fédéral a alors renoncé à son intention première
qui était d'actionner cet instrument incitatif dès le 1er janvier 1998, préférant en

ANDERES
DATUM: 22.05.1997
LIONEL EPERON
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différer d'une année l'introduction. Vivement condamnée par les organisations de
protection de l'environnement, cette décision n'a pas davantage répondu aux attentes
du député Baumann. Ce dernier a en effet mis en doute que, dans l'intervalle d'une
année, la conjoncture puisse s'améliorer suffisamment pour que les milieux industriels
suisses soient à même de supporter cette ponction supplémentaire. 25

Abfälle

Le Conseil national a adopté tacitement une motion Baumann (udc, TG) visant à
autoriser le contrôle des déchets spéciaux par l’entreprise d’élimination sur le site de
l’entreprise remettante lorsque les conditions de sécurité le permettent. Favorable à
cet assouplissement des dispositions de l’OMoD, le Conseil fédéral a toutefois relevé
qu’il ne peut s’appliquer qu’aux mouvements sur le territoire national, dans la mesure
où les réglementations internationales excluent formellement ce type de contrôles. 26

MOTION
DATUM: 25.09.2009
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a adopté
tacitement la motion Baumann (udc, TG) visant à préciser l’ordonnance sur les
mouvements de déchets (OMoD) de sorte à autoriser la prise en charge définitive des
déchets spéciaux par les entreprises de valorisation sur le site de l’entreprise
remettante. 27

MOTION
DATUM: 30.11.2010
NICOLAS FREYMOND

Im Auftrag einer 2010 überwiesenen Motion von alt-Nationalrat Baumann (svp, TG)
verabschiedete der Bundesrat Ende Jahr eine Revision der Verordnung über den
Verkehr mit Abfällen (VeVA). Mit diesen Anpassungen wird es für Betriebe möglich, ihre
Sonderabfälle am Standort des Betriebs selber kontrollieren zu lassen und übergeben
zu können. Darüber hinaus müssen Exporteure von Abfall beim BAFU zukünftig eine
Sicherstellung der Entsorgungskosten erbringen. Die bei einer Anhörung erfolgten
Stellungnahmen zum mit weiteren, kleineren Anpassungen versehenen Entwurf fielen
grundsätzlich positiv aus, worauf die Regierung beschloss, den neuen Text unverändert
auf den 1. Mai 2014 in Kraft zu setzen. 28

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.12.2013
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Eine Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL), die vom Bundesrat verlangte, die
gesetzlichen Grundlagen für eine volle Transparenz der Löhne der Geschäftsleitung
(inkl. Boni, Aktienoptionen und „Fringe benefits“) und der
Verwaltungsratsentschädigungen zu schaffen – und zwar sowohl bei den
Aktiengesellschaften des privaten Rechts als auch bei spezialgesetzlichen Anstalten des
Bundes – wurde von den Nationalräten Baumann (svp, TG) und Steiner (fdp, SO)
bekämpft und somit vorderhand der Diskussion entzogen. 29

MOTION
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Wenige Wochen nach Auffliegen der Millionenbezüge von zwei ABB-Chefs nahm der
Nationalrat gegen den Widerstand der FDP und von Teilen der CVP mit 105 zu 49
Stimmen die im Vorjahr von Baumann (svp, TG) und Steiner (fdp, SO) bekämpfte Motion
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) an, die vom Bundesrat einen Gesetzesentwurf verlangt,
der alle börsenkotierten Unternehmen verpflichtet, die Bezüge der Geschäftsleitung
und der Verwaltungsräte (inklusive Boni, Aktienoptionen und „fringe benefits“)
individuell offen zu legen. Auf einstimmigen Antrag seiner WAK gab der Nationalrat
zudem einer parlamentarischen Initiative Chiffelle (sp, VD) Folge, die eine Änderung des
OR über die Aktiengesellschaften in dem Sinn fordert, dass die börsenkotierten
Unternehmen verpflichtet werden, in einem Anhang zur Bilanz alle Beträge aufzuführen,
die den Mitgliedern von Verwaltungsräten aufgrund dieser Funktion ausbezahlt werden.
Der Ständerat sah die Angelegenheit als weniger dringlich an. Er wollte vorerst abklären,
ob die neue Richtlinie der Schweizer Börse nicht ausreicht und überwies die Motion
Leutenegger Oberholzer nur als Postulat. Einzig Leuenberger hatte sich für die
verbindliche Form eingesetzt. 30

MOTION
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Eine Motion Baumann (svp, TG) nahm Bezug auf erschreckende Vorfälle in einem
Stadtzürcher Alters- und Pflegeheim und beauftragte den Bundesrat, eine Ergänzung
des Strafgesetzbuches auszuarbeiten, mit welcher die Menschenwürde von
Pflegebefohlenen strafrechtlich geschützt werden kann. Entsprechend dem Motionär
sei es eine offensichtliche Lücke des Gesetzes, dass Demenzkranke im Gegensatz zu
Strafgefangenen, Zöglingen von Internaten, Waisenheimen, Kinderkrippen sowie
Lehrlinge, strafrechtlich nicht extra geschützt werden. Diese Auffassung teilte der
Bundesrat nicht. Er war der Meinung, dass die geltenden Bestimmungen ausreichen, um
Misshandlungen von Pflegebefohlenen unabhängig von deren Alter zu ahnden. Der
Nationalrat folgte knapp dem Antrag des Bundesrates und lehnte die Motion mit 90 zu
88 Stimmen ab. 31

MOTION
DATUM: 03.06.2009
LINDA ROHRER

Medikamente

Der Ständerat behandelte als erster die vom Bundesrat im Vorjahr vorgelegte
Teilrevision des Heilmittelgesetzes zur vereinfachten Zulassung von Medikamenten in
Spitalapotheken. Seine Kommission wies zu Beginn der Debatte auf die Dringlichkeit
der Änderung hin, da Ende 2008 die Übergangsfrist des neuen Heilmittelgesetzes
auslief. Ohne eine Gesetzesanpassung könnten vor allem Spitäler viele Präparate nicht
mehr legal selber herstellen oder aus dem Ausland beschaffen. Die Kommission empfahl
in fast allen Punkten den Vorschlägen des Bundesrates zu folgen. Einzig bei den
kantonalen Zulassungen von Arzneimitteln wurde eine Ergänzung vorgenommen, indem
die Zulassungsrechte bis Ende 2011 verlängert wurden. Der Ständerat unterstützte ohne
Diskussion die kleinen Änderungen seiner Kommission und nahm die Teilrevision
einstimmig an. 

Auch im Nationalrat gab die Frage der kantonalen Zulassungen am meisten zu reden.
Dazu gab es drei Anträge. Einerseits denjenigen der Kommission, welche vorschlug,
ganz auf die Befristung für bestehende kantonale Zulassungen von Arzneimitteln zu
verzichten. Dann einen Antrag Heim (sp, SO), welcher dem Ständerat folgen und die
Zulassungen bis Ende 2011 befristen wollte. Eine Art Kompromiss aus diesen beiden
Vorschlägen war der Antrag Baumann (svp, TG), der eine Frist bis Ende 2013 vorschlug.
Der Nationalrat folgte knapp dem Kommissionsantrag mit 77 zu 76 Stimmen. In der
Gesamtabstimmung nahm er die Vorlage einstimmig an. 

In der Differenzbereinigung wies der Ständerat auf Abklärungen in den Kantonen hin,
welche ergeben hätten, dass es unter den kantonal registrierten Arzneimitteln auch
einige kritische Punkte gäbe. Daher war er der Meinung, dass der Vorschlag des
Nationalrates, auf die Befristung für bestehende kantonale Zulassungen von
Arzneimitteln zu verzichten, in die falsche Richtung laufe. Im Sinne eines Kompromisses
sprach sich der Ständerat für eine Fristverlängerung bis Ende 2013 aus. Dem schloss
sich auch der Nationalrat an und beide Kammern nahmen die Vorlage in der
Schlussabstimmung einstimmig an. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2008
LINDA ROHRER

Sozialversicherungen

Unfallversicherung

Der SVP ist bereits seit längerem das Halbmonopol der SUVA im Bereich der
Betriebsunfallversicherung ein Dorn im Auge. Im Berichtsjahr war nun Baumann (svp,
TG) gegen den Antrag der vorberatenden Kommission mit einer parlamentarischen
Initiative im Nationalrat erfolgreich. Demnach wird das Gesetz dahingehend geändert,
dass der Bundesrat Betriebsarten, welche die Voraussetzungen für eine obligatorische
Unterstellung unter die SUVA nur teilweise erfüllen, davon ausnehmen kann. Baumann
visiert vor allem handwerkliche Betriebe an, die im Zuge des Funktionswandels den
manuellen Aspekt weitgehend verloren haben, beispielsweise Optiker- oder
Sportgeschäfte. Obgleich ihre Tätigkeiten kaum noch mit besonderen
Verletzungsrisiken behaftet sind, werden sie durch die Unterstellung in die
Solidarhaftung mit immer noch gefährlichen Betrieben ihrer Branche gezwungen. Die
ablehnende Kommissionsmehrheit machte vergeblich geltend, der ausformulierte Text
schaffe neue Begriffe und Unklarheiten; allfällige Probleme könnten bei der
anstehenden Revision des UVG kohärenter angegangen werden. Der Initiative wurde mit

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.05.2006
MARIANNE BENTELI
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84 zu 79 Stimmen Folge gegeben. 33

Der Ständerat lehnte in der Herbstsession 2015 stillschweigend eine parlamentarische
Initiative Baumann (svp, TG) aus dem Jahr 2004 ab, mit der es Unternehmungen hätte
erleichtert werden sollen, ihre Unfallversicherung bei einem anderen Anbieter
abzuschliessen, obwohl sie grundsätzlich unter den Unterstellungsbereich der SUVA
fallen. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2015
FLAVIA CARONI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Wiedereinsteigerinnen, die nach der Erziehungsperiode eine Erwerbsarbeit aufnehmen
möchten, aber keine Stelle finden, dürfen seit 1996 Arbeitslosengelder beziehen, selbst
wenn sie nie Beiträge der ALV bezahlt haben. Der Gesetzgeber hatte dabei vor allem an
mehr oder minder vermittelbare Schweizerinnen gedacht, die aufgrund familiärer
Umstände praktisch dazu gezwungen sind, eine Erwerbstätigkeit auszuüben. In der
Praxis zeigte sich, dass dieses Angebot vor allem von Ausländerinnen namentlich aus Ex-
Jugoslawien in Anspruch genommen wird, oft kurz nach ihrer Einreise in die Schweiz,
und obgleich sie noch Kinder im Betreuungsalter haben; da sie in den meisten Fällen
schlecht oder gar nicht ausgebildet sind, gelingt es ihnen nur selten, tatsächlich eine
Stelle zu finden. In den ersten zweieinhalb Jahren ihres Bestehens kostete die neue
Regelung die ALV gegen 80 Mio Fr., ein Vielfaches des ursprünglich geschätzten
Betrages. Der Bundesrat anerkannte, dass hier die Möglichkeit eines Missbrauchs
bestehe, weshalb er bereit war, eine Motion Baumann (svp, TG) entgegenzunehmen, die
ihn verpflichtet, das Gesetz in dem Sinn anzupassen, dass nur Frauen in den Genuss der
Versicherungsleistungen kommen, die vor ihrer Erziehungsperiode während
mindestens sechs Monaten eine beitragspflichtige Erwerbstätigkeit in der Schweiz
ausgeübt haben. Der Vorstoss wurde jedoch aus dem links-grünen Lager bekämpft und
deshalb vorderhand der Diskussion entzogen. 35

MOTION
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Mit mehreren Vorstössen strebten Vertreter der SVP eine Einschränkung beim Bezug
von Arbeitslosentaggeldern an. Eine Motion Baumann (TG) verlangte, dass Versicherte
vor einer Erziehungsperiode (Erwerbsunterbruch wegen Betreuung von Kleinkindern)
mindestens sechs Monate eine Erwerbstätigkeit in der Schweiz ausgeübt haben
müssen, um überhaupt in den Genuss von Taggeldern zu kommen. Ein Postulat Hasler
(AG) wollte den Bezug zudem von ausreichenden Kenntnissen einer Landessprache
abhängig machen. Beide Vorstösse waren 1998 von Vertretern der SP und der GP als
frauen- und fremdenfeindlich bezeichnet und bekämpft worden. Mit Einverständnis
des Bundesrates, der in diesem Bereich tatsächlich ein Missbrauchspotential ortete,
wurden nun beide Vorstösse angenommen, die Motion mit 79 zu 62 Stimmen, das
Postulat mit 83 zu 55 Stimmen. Unterstützung erhielten sie vom St. Galler CVP-
Vertreter Widrig, der in einer Motion (98.3638) eine diesbezügliche Gesetzesänderung
verlangte. Da der Bundesrat auf die Vorarbeiten für eine umfassende Revision des AVIG
verwies, wurde dieser Vorstoss lediglich als Postulat überwiesen. Der Ständerat nahm
die Motion Baumann ebenfalls an.

Das Eidgenössische Versicherungsgericht entschied, die ALV-Verordnung sowie die
entsprechende Weisung, wonach eine Erziehungsperiode mindestens 18 Monate
innerhalb der zweijährigen Rahmenfrist zum Bezug von Arbeitslosentaggeldern dauern
müsse, um einen Anspruch zu eröffnen, sei gesetzeswidrig, da das Avig keine
Mindestdauer für die Erziehungspause nennt; das BWA (heute Seco, Direktion für
Arbeit) hatte die Auffassung vertreten, Erziehungszeiten dürften aus finanzpolitischen
Überlegungen und wegen der Missbrauchsgefahr nur sehr zurückhatend angerechnet
werden. 36

MOTION
DATUM: 05.06.2000
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Der NR überwies eine Motion Hasler (svp, AG), die eine bessere Information der
Migrationswilligen in den Herkunftsländern verlangte, als Postulat. Eine Motion Freund
(svp, AR), welche die Voraussetzungen für den Familiennachzug drastisch verschärfen
wollte, wurde auf Antrag des Bundesrates abgelehnt. Strengere Massnahmen gegen
Scheinehen forderte eine Motion Baumann (svp, TG), die von Garbani (sp, NE), Goll (sp,
ZH) und Vermot(sp, BE) bekämpft und deshalb im Nationalrat noch nicht behandelt
wurde. 37

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Sehr kontrovers diskutiert wurde das gemeinsame Sorgerecht für die Kinder nach einer
Scheidung. Bundesrat, Ständerat und eine bürgerliche Kommissionsminderheit
vertraten die Auffassung, dass, wenn beide Eltern dies wollen und sie sich über die
Betreuung und die finanzielle Unterstützung einigen können, sie das auch so sollen
regeln können. Eine Kommissionsmehrheit wollte das gemeinsame Sorgerecht von der
Bedingung abhängig machen, dass sich die Eltern schon vor der Scheidung in die
Betreuung der Kinder teilten. Eine zweite Minderheit - in der sich so unterschiedliche
Geister wie der Thurgauer SVP-Mann Baumann und die Basler SP-Frau von Felten trafen
- wollten gar kein gemeinsames Sorgerecht, weil damit nur die Streitigkeiten über die
Ehe hinaus fortgeführt würden. Noch einmal ganz anders sah es der Aargauer CVP-
Vertreter Bircher: Für ihn sollte das gemeinsame Sorgerecht die Regel sein. Der Rat
stimmte hier schliesslich seiner Kommissionsminderheit zu, wonach sich die Eltern ins
Sorgerecht teilen können, allerdings nur, wenn sie ihre Streitigkeiten nicht vor Gericht
austragen und diese Lösung dem Wohl des Kindes dient.

Ein weiterer Diskussionspunkt war die finanzielle Abgeltung der Frauen. Der Grundsatz
der hälftigen Teilung der Pensionskassengelder war unbestritten.
Auseinandersetzungen gab es aber in der Frage, wie lange dies auch nach der
Scheidung gelten solle. Zahlreiche Minderheitsanträge vor allem von SP-Frauenseite
verlangten, dass die Frau auch nach der Scheidung noch Anrecht auf die Hälfte der
Pensionskassenguthaben haben soll, wenn sie wegen der Kinder nicht arbeitet - im
Maximum so lange, bis das jüngste Kind erwachsen ist. Der Rat mochte dieser
Argumentation nicht folgen und bestimmte, dass nur das während der Ehe angesparte
Pensionskassenguthaben hälftig aufzuteilen ist. Verdient ein ex-Mann plötzlich mehr als
vor der Scheidung, während die ex-Frau mit den Alimenten nicht auskommt, so sollte
sie nach Meinung von Bundes- und Ständerat mehr verlangen können, allerdings nur in
den ersten fünf Jahren nach der Scheidung. Die Mehrheit der Kommission wollte diese
Frist streichen. Eine Minderheit wollte noch weiter gehen: Frauen sollten auch dann
mehr verlangen können, wenn es ihnen plötzlich finanziell schlechter geht, der Mann
aber nicht mehr verdient. In diesem Punkt setzte sich die Auffassung von Bundesrat
und Ständerat durch.

Ausgerechnet bei der Frage der Mediation gingen die Emotionen hoch. Nach dem
Ständerat lehnte auch der Nationalrat die Pflicht der Kantone zur Schaffung von
Vermittlungsstellen in Scheidungsangelegenheiten ab. Den Mediatorinnen und
Mediatoren fehle es zumeist am notwendigen juristischen Wissen, was sich leicht zum
Nachteil der Schwächeren - und meist seien dies die Frauen - auswirken könne, befand
Nabholz (fdp, ZH). Ganz anderer Meinung war Dormann (cvp, LU). Für sie bedeutete die
Mediation das zweite Standbein des neuen Scheidungsrechtes. Es sei ein Angebot
gerade auch für Personen mit eingeschränkten finanziellen Möglichkeiten. Zusammen
mit Bundesrat Koller musste sie sich jedoch geschlagen geben.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Zu Beginn der Frühjahrssession befasste sich der Nationalrat als erster mit dem
bereits im Vorfeld der Beratungen heftig umstrittenen Kulturgütertransfergesetz, mit
dem eine Unesco-Konvention von 1970 umgesetzt werden soll. Ziel des Gesetzes ist der
Schutz von in- und ausländischen Kulturobjekten vor Diebstahl, Raubgrabungen und
Schmuggel. Kunsthändler, Sammler, verschiedene Museen, aber auch bürgerliche
Politiker hatten von Anfang an den Entwurf des Bundesrates bekämpft, der zu
perfektionistisch sei und eine für die Schweiz wichtige Branche in die illegale Ecke
dränge. Nationalrat Fischer (fdp, AG) hatte kurz vor der Verabschiedung der Botschaft
einen eigenen und bedeutend liberaleren Vorschlag in Form einer parlamentarischen
Initiative (01.450) eingereicht, der von branchennahen Experten ausgearbeitet worden
war.

In der Eintretensdebatte herrschte Einigkeit darüber, dass Missbräuche beim Handel
mit Kunstwerken wirksam zu bekämpfen seien. Während aber SP, Grüne und CVP
grundsätzlich dem Entwurf des Bundesrates folgen wollten, erklärten SVP, FDP und
Liberale, sie würden der Initiative Fischer den Vorzug geben, falls nicht die von
bürgerlicher Seite geforderten Korrekturen Aufnahme ins Gesetz fänden. In der
Detailberatung nahm der Nationalrat eine Anregung Fischers an, wonach nicht mehr alle
Gegenstände unter das Gesetz fallen sollen, sondern nur solche von wesentlicher
Bedeutung für das kulturelle Erbe. Umgekehrt wollte er sich nicht auf archäologische,
sakrale oder ethnologische Kulturgüter beschränken, wie dies der Bundesrat
vorgeschlagen hatte, sondern dehnte den Schutz auch auf andere Bereiche aus.
Unbestritten war der Antrag des Bundesrates, dass die Schweiz künftig Projekte zur
Erhaltung des Kulturgutes anderer Staaten finanziell soll unterstützen können, wenn sie
durch politische oder kriegerische Ereignisse gefährdet sind. 

Bei den mehr technischen Fragen der Meldepflicht, der Verjährung der Rückgabepflicht
und der Entschädigung bei der Rückgabe eines Kunstwerks waren die
unterschiedlichen Meinungen umso ausgeprägter. Die Meldepflicht für vermutete oder
beobachtete Verletzungen des Gesetzes (Geschäfte mit illegal eingeführten
Kunstwerken und Kulturobjekten) war im Vernehmlassungsentwurf des Bundesrates
enthalten gewesen, war dann aber auf Drängen jener Kreise, die hinter der
parlamentarischen Initiative Fischer standen, zum Bedauern der damaligen Bundesrätin
Dreifuss gestrichen worden. Die Kommission hatte die Bestimmung in Analogie zur
Meldepflicht in Fällen von Verdacht auf Geldwäscherei wieder aufgenommen. Eine von
Randegger (fdp, BS) angeführte Minderheit auf Streichen setzte sich jedoch mit 85 zu 81
Stimmen durch, nachdem auch Bundespräsident Couchepin als neuer Vorsteher des
EDI erklärt hatte, die Festschreibung der Sorgfalts- und Aufzeichnungspflicht sei ein
genügendes Instrumentarium. 

Bei der Verjährung von Rückgabeforderungen hatten Bundesrat und Kommission eine
Verlängerung der heute geltenden Frist von fünf auf neu 30 Jahre beantragt. Müller-
Hemmi (sp, ZH) wollte noch weiter gehen und verlangte 50 Jahre, wie sie die Unidroit-
Konvention vorschreibt, welcher der Bundesrat vorderhand nicht beitreten will. Mit
dem Argument, 30 Jahre seien für die Rechtssicherheit des neuen Besitzers eines
Kunstwerks zu lang, forderte Baumann (svp, TG) eine Verkürzung auf 15 Jahre. Gegen die
Empfehlung von Couchepin wurde dieser Antrag mit 76 zu 72 Stimmen angenommen.
Nicht durchsetzen konnten sich Bundesrat und Kommission auch bei der Frage, woran
sich die Entschädigung bei der Rückgabe eines Kunstwerks orientieren soll. Statt des
Kaufpreises als Richtlinie brachte Wirz-von Planta (lp, BS) mit 81 zu 79 Stimmen den
Verkehrswert durch. Couchepin erläuterte umsonst die Schwierigkeit, den
Verkehrswert eines Objekts zu bestimmen, das gar nicht mehr auf dem Markt ist. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 131 zu 23 Stimmen verabschiedet. Angesichts
der Drohung der noch liberaleren parlamentarischen Initiative Fischer stimmten CVP,
Grüne und SP zähneknirschend der in wesentlichen Fragen entschärften Vorlage zu. Die
Ratifikation der Unesco-Konvention wurde mit 123 zu 3 Stimmen bei 25 Enthaltungen
gutgeheissen. Die Nein-Stimmen zum Gesetz und die Enthaltungen bei der Konvention
stammten grossmehrheitlich von der SVP. Mit der Begründung, dass zahlreiche
Forderungen seines Vorschlags Eingang in die Vorlage gefunden hätten, zog Fischer
seine parlamentarische Initiative zurück. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2003
MARIANNE BENTELI
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Kirchen und religionspolitische Fragen

Nationalrat Alexander Baumann (svp, TG) wollte mit einer Motion die
sicherheitspolitischen Massnahmen gegenüber Imamen verstärken. Dazu forderte er
vom Bundesrat die Veröffentlichung des vom Nachrichtendienst erstellten Berichts zu
islamistischen Imamen. Trotz der bundesrätlichen Ausführungen, welche die Motion
unter anderem aus Geheimhaltungsgründen zur Ablehnung empfahl, nahm der
Nationalrat das Begehren an; allen voran eine geschlossene FDP und SVP. Anders
entschied der Ständerat, welcher die Motion somit scheitern liess. Eine bessere
Kontrolle von Imamen wollte auch die Motion Reimann (svp, SG), welche der Ständerat
jedoch ebenfalls entgegen dem Nationalrat ablehnte. 39

MOTION
DATUM: 08.06.2010
MARLÈNE GERBER

Urheberrecht

Der Nationalrat nahm ein Postulat Baumann (svp, TG) für eine Anpassung des im URG
geregelten Vergütungssystems für den Eigengebrauch von technischen Verfahren an,
die nicht eigentlich unter den Begriff des «geistigen Eigentums» fallen. Damit sollen die
auf leeren Datenträgern erhobenen Pauschalgebühren durch eine auf den einzelnen
Nutzungsvorgang bezogene Abgeltung ersetzt werden. Gemäss Baumann soll sich die
neue Regelung an die EU-Richtlinie zum Urheberrecht in der Informationsgesellschaft
anlehnen. 

Überwiesen wurde auch ein Postulat Sommaruga (sp, BE) (Po.02.3389), welches den
Bundesrat ersucht, zur Einführung der nationalen Erschöpfung für audiovisuelle Werke
sowie zur Frage Stellung zu nehmen, inwiefern diese Neuregelung die kulturelle Vielfalt
des Angebotes von audiovisuellen Werken einschränkt. Dieses Postulat betrifft eine
Änderung des URG, die im Rahmen des neuen Filmgesetzes vorgenommen wurde und
dazu führte, dass ab dem 1. August der Verkauf von nicht ausdrücklich für die Schweiz
lizenzierten Spielfilm-DVDs verboten wurde. 40

POSTULAT
DATUM: 13.12.2002
MARIANNE BENTELI

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Als Postulat überwies der Nationalrat eine Motion seiner Legislaturplanungs-
Kommission, die vom Bundesrat eine Lageanalyse zur Situation des publizistischen
Wettbewerbes und der Qualitätssicherung zwischen verschiedenen, voneinander
unabhängigen Medien in den Kantonen und Regionen verlangt hatte. Der Bundesrat war
bereit gewesen, den Vorstoss als Postulat entgegenzunehmen, anerkannte er doch die
zentrale Bedeutung der Medien als Akteure im demokratischen Diskurs und wies im
Hinblick auf die Revision des RTVG Untersuchungen zur neusten Entwicklung im
Bereich der Print- und elektronischen Medien grosse Wichtigkeit zu. Angesichts
medialer Indiskretionen und Vorverurteilungen, wie sie beispielsweise im Fall Bellasi
erfolgt seien, stelle sich – so Nationalrat Baumann (svp, TG) in einer Interpellation (Ip.
99.3443) – die Frage nach dem journalistischen Ethos und nach einer Ausklammerung
von Teilen der Privatsphäre aus der medialen Transparenz. Der Bundesrat warnte in
seiner Antwort zum Vorstoss vor einem solchen Schritt, hielt das Öffentlichkeitsprinzip
hoch, verwies auf die durch das Recht garantierten Instrumente zum Schutz der
Persönlichkeit und betonte die Verantwortung der Gesellschaft und der Medien selbst
gegenüber Fehlleistungen, zu denen verschärfter Wettbewerb führen könne. 41
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